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Werden wir immer älter? Die Umkehr der 
Beweislast

Die Lebenserwartung von Frauen steigt jedes Jahr um et-
wa 89 Tage, also um knapp drei Monate. Die Lebenser-
wartung von Männern steigt etwas langsamer, nämlich je-
des Jahr um etwa 81 Tage. Und das seit 160 Jahren bis heu-
te, und zwar mit einer phänomenalen Regelmäßigkeit1, wie
die Bevölkerungswissenschaftler Jim Oeppen und James
W. Vaupel (2002) in einer neuen Arbeit zeigen. Steigt die
Lebenserwartung auch in Deutschland mit diesem Tempo
kontinuierlich an, dürfen wir auf eine Lebenserwartung von
93,1 Jahren für Frauen und 85,9 Jahren für Männer im Jah-
re 2050 hoffen. Für die meisten Menschen ist dies Szena-
rio einer »Trendfortschreibung« recht erfreulich – ein Fest der
Lebenserwartung, sozusagen ein Demographiefest.

Demographiefest? Das Wort hat noch eine zweite Bedeu-
tung. Auch die Rentenversicherung muss den aus heutiger
Sicht absehbaren demographischen Wandel bewältigen und
in diesem Sinne »demographiefest« sein. Für die Gesetzli-
che Rentenversicherung ist die Oeppen-Vaupelsche Regel
jedoch ein Horror. Denn die deutsche Rentenpolitik basiert
auf Vorausschätzungen wie der »Variante 2« der 9. koordi-
nierten Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen
Bundesamtes. Dies Szenario – im Folgenden kurz: »Statis-
tisches Bundesamt« – sieht bis 2050 lediglich einen An-
stieg der Lebenserwartung um knapp vier Jahre von heute
80,5 Jahre für Frauen und 74,4 Jahre für Männer auf
84,5 Jahre bzw. 78,1 Jahre vor.2 Selbstverständlich ist die-
ser geringe Anstieg der Lebenserwartung nicht, wie schon
ein Blick in die jüngere deutsche Vergangenheit zeigt. In den
Jahrzehnten vor der Deutschen Einheit stieg die Lebenser-
wartung in Westdeutschland sogar etwas schneller als um
drei Monate pro Jahr an.

Auf Szenarien wie eine »Trendfortschreibung« der Lebens-
erwartung à la Oeppen und Vaupel (2002) hat die Renten-
politik in Deutschland bislang keine Antwort. Das Renten-
system ist trotz zahlreicher und politisch zum Teil sogar
durchaus mutiger Reformen der Vergangenheit nicht de-
mographiefest.

Doch zuerst soll das erstaunliche Forschungsergebnis von
Oeppen und Vaupel noch etwas näher betrachtet werden.
Der Clou ihrer Studie ist, dass sie nicht ein einzelnes Land
betrachten. Welches Land hätte in den letzten 160 Jahren

keine schweren historischen Krisen durchgemacht, die den
Trend zur längeren Lebenserwartung unterbrechen? Statt
dessen betrachten sie in jedem gegebenen Jahr das Land
mit der weltweit höchsten Lebenserwartung. So lebten im
19. Jahrhundert die Skandinavier in Norwegen, Schweden
und Dänemark besonders lang. Im Jahre 1944, mitten im
2. Weltkrieg, war das Land mit der höchsten Lebenserwar-
tung für Frauen Island und für Männer Neuseeland. Mo-
mentan ist das Land mit der größten Lebenserwartung für
beide Geschlechter Japan.

Weil sich die Länder an der Spitze der Lebenserwartung ab-
wechseln, heißt dies natürlich auch, dass die Lebenser-
wartung historisch in einigen Ländern noch deutlich schnel-
ler als um drei Monate pro Jahr angestiegen ist – und dann
auch wieder langsamer, wie zum Beispiel in Deutschland
nach der Deutschen Einheit. Für die Spitzengruppe der Län-
der mit der jeweils höchsten Lebenserwartung heißt das:
Historisch ist der Anstieg der Lebenserwartung um knapp
drei Monate pro Jahr ein Mittelwert, nicht etwa eine Ober-
grenze der Zunahme der Lebenserwartung.

Freilich erscheint es unwahrscheinlich, dass die Lebenser-
wartung der Menschen ewig um drei Monate im Jahr an-
steigen wird. So verwundert es auch nicht, dass seriöse Wis-
senschaftler seit Jahrzehnten immer wieder vorhersagen,
dass schon bald das Ende der Fahnenstange erreicht sei.
Wissenschaftliche Prognosen zur absoluten Obergrenze der
Lebenserwartung wurden in der Vergangenheit allerdings
mit schöner Regelmäßigkeit – laut Oeppen und Vaupel (2002)
im Durchschnitt schon nach fünf Jahren – von der Realität
überholt.

Die 9. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung des Sta-
tistischen Bundesamtes ist nach allen gängigen Standards
eine seriöse Prognose, die sich im internationalen Vergleich
durchaus sehen lassen kann.3 Trotzdem wäre es im Lichte
der Ergebnisse von Oeppen und Vaupel fahrlässig, sich dar-
auf zu verlassen. Für die Zwecke der Rentenpolitik fordern
wir deshalb eine Umkehr des Beweislast: Wer heute pos-
tuliert, dass die Lebenserwartung aus dem sehr gut beleg-
ten Trend der letzten 160 Jahre ausbricht, sollte diese Ab-
weichung noch besser begründen, damit die Altersvorsor-
ge aller sozialversicherungspflichtig Beschäftigten und ihrer
Angehörigen nicht auf Sand gebaut wird.

Drei Monate pro Jahr: Auswirkungen auf die Rente

Auch die Modellrechnungen des ifo Instituts zur zukünfti-
gen Entwicklung der deutschen Rentenfinanzen (vgl. et-
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1 Oeppen und Vaupel (2002) erhalten ein R2 der linearen Regression für Frau-

en von 0,992, für Männer von 0,980.
2 Alternativ zu den über alle anderen Varianten hinweg unveränderten An-

nahmen zur Entwicklung der Lebenserwartung enthält die 9. koordinierte
Bevölkerungsvorausschätzung des Statistischen Bundesamtes auch ei-
ne »Variante 2a«, in der die Lebenserwartung von Männern und Frauen
bis 2050 jeweils um rund sechs Jahre ansteigt – immerhin halb so stark
wie im Fall einer vollen »Trendfortschreibung«.

3 Dies gilt insbesondere für die Annahmen zur Fertilitätsentwicklung, der vom
Statistischen Bundesamt – anders als in vielen anderen Ländern mit ei-
nem massiven Geburtenrückgang – kein Trend zurück zu höheren Netto-
reproduktionsraten aufgezwungen wird.
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wa Sinn und Werding 2000; Werding 2000)
basieren bisher auf den aktuellen Bevöl-
kerungsvorausschätzungen des Statisti-
schen Bundesamtes.4 Ersetzt man die dor-
tigen Annahmen zu einer eher gebremsten
Erhöhung der Lebenserwartung durch die
von Oeppen und Vaupel ermittelten Trends5,
so verändern sich die Rechnungsgrund-
lagen für die Entwicklung von Rentenbei-
trägen und Rentenniveau in der langfristi-
gen Vorausschau ganz erheblich. Schon
das erste Zwischenergebnis ist dramatisch:
Während der Alterslastquotient, also das
Zahlenverhältnis der 65-Jährigen und Äl-
teren zu den 15- bis 64-Jährigen, bis 2050
schon im Szenario »Statistisches Bundes-
amt« von derzeit 25% auf 48% ansteigt, er-
reicht er im Szenario »Trendfortschreibung«
zuletzt 64%.

Abbildung 1 verdeutlicht, wie sich anknüpfend an diese Di-
vergenzen die Rentenbeitragssätze in beiden Szenarien ent-
wickeln, wobei einheitlich vom Rechtsstand nach der jüngs-
ten Rentenreform von 2001 ausgegangen wird. Neben der
neuen staatlichen Förderung von Prämienzahlungen für die
»Riester-Rente«, die außerhalb des staatlichen Umlagesys-
tems angelegt werden und hier daher nicht einbezogen sind,
schreibt diese Reform eine Dämpfung der Rentensteige-
rungen durch eine neue Anpassungsformel vor, die das Sys-
tem trotz des anhaltenden demographischen Wandels bis
2030 stabilisieren soll. Angepeilt wird, dass der Beitragssatz
in diesem Zeitraum nicht über 23% steigt, während das Ren-
tenniveau auf der Basis der neuen Definition nicht unter 67%
– d.h. nach der alten Definition nicht unter rund 62,5% des
Nettolohns – fallen soll.

Nach den Berechnungen mit Hilfe des CESifo-Rentenmo-
dells ist es schon im demographischen Szenario »Statisti-
sches Bundesamt« unklar, ob die Zielvorgabe für den Bei-

tragssatz eingehalten werden kann. In unseren Berechun-
gen überschreitet der Beitragssatz bereits kurz vor 2030 die
23%-Marke und steigt bis 2050 auf 25,4%. Im Szenario
»Trendfortschreibung« erreicht der Beitragssatz langfristig
sogar annähernd 31%, liegt also um fast 8 Prozentpunkte
über der kritischen Marke von 23%. Der Anstieg wäre so-
gar noch dramatischer, würde das Rentenniveau – aufgrund
der Aufteilung der Lasten des demographischen Wandels
auf Aktive und Rentner, wie sie in der neuen Rentenformel
verankert ist – nicht unter die kritische Schwelle von 62,5%
auf rund 61% sinken.6

Doch auch das ist noch nicht alles. Denn auch der Bundes-
zuschuss, der in den letzten Jahren konsequent ausge-
baut wurde, ist explizit an den Beitragssatz gekoppelt und
steigt ebenfalls entsprechend an. Ohne Bundeszuschuss
müsste der Beitragssatz im Szenario »Trendfortschreibung«
sogar auf über 38% steigen. Statt dessen wächst der Pos-
ten Rentenzuschuss im Bundeshaushalt von heute knapp
18% bis 2050 auf 26% an, wenn man eine konstante
Staatsquote unterstellt. Die Dramatik dieser Entwicklung
kann man sich anschaulich klar machen. Müsste der
Bundesfinanzminister heute einen Anstieg des Rentenzu-
schusses auf mehr als ein Viertel des Haushalts gegenfi-
nanzieren, so würde es gerade ausreichen, die Ausgaben
für den Bau von Straßen und Wasserwegen ersatzlos zu
streichen, alle Neuanschaffungen bei der Bundeswehr ein-
zustellen und keine Bundesmittel für Hochschulen, beruf-
liche Weiterbildung sowie Kunst und Kultur mehr bereit zu
stellen.

Abb. 1

4 Daneben verwendet das CESifo-Rentenmodell etwas weniger optimisti-
sche Annahmen zur Entwicklung des Arbeitsmarktes als z.B. die offiziel-
len Projektionen des Bundesarbeitsministeriums oder des Sozialbeirats.
Verglichen mit den Effekten des Übergangs zu einer »Trendfortschreibung«
der Lebenserwartung erweisen sich die daraus resultierenden Unterschiede
aber als gering. Gleichwohl würden wir es begrüßen, wenn das »Trend-
fortschreibungs«-Szenario als Variante auch in andere Rentenmodelle Ein-
gang findet.

5 Dabei unterstellen wir, dass der Rückgang der Sterblichkeit sich gleich-
mäßig auf alle Altersgruppen verteilt. Der Anstieg der Lebenserwartung
hatte in den letzten 160 Jahren unterschiedliche Gründe. Phasenweise
war er vor allem auf eine sinkende Kindersterblichkeit zurückzuführen. Heu-
te dominiert die sinkende Sterblichkeit im Alter. Beides hebt die Lebens-
erwartung, hat aber unterschiedliche Auswirkungen auf das Rentensys-
tem. Um keine einseitigen Ergebnisse zu produzieren, haben wir eine in
dieser Hinsicht möglichst neutrale Annahme gewählt, nämlich einen pro-
portionalen Rückgang der Sterblichkeit in allen Altergruppen. Aus ähnli-
chen Gründen verzichten wir auch darauf, im Falle Deutschlands – zu-
sätzlich zum international einheitlichen Trend – einen Aufholprozess zu mo-
dellieren, durch den die Lebenserwartung zunächst zu den in dieser Hin-
sicht beobachtbaren Spitzenwerten Japans aufschließt.

6 Da in diesem Szenario beide Zielsetzungen, die mit der Rentenreform 2001
verfolgt werden, ganz offenkundig verletzt sind, unterstellen wir, dass die
im Reformgesetz klarer verankerte »Rentenniveausicherungsklausel« ef-
fektiv nicht greift. Sie ließe sich nur einlösen um den Preis noch höher stei-
gender Beitragssätze.
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Jahrgänge 1937 bis 2000: Gewinner
und Verlierer

Aus renten- und finanzpolitischer Sicht ist ei-
ne solche Entwicklung offensichtlich völlig in-
akzeptabel. Trotzdem ist interessant, welche
Belastungen dabei auf die von einem de-
mographischen Übergang dieses Ausmaßes
betroffenen Individuen zukommen würden:
Einerseits zahlen die Menschen höhere Bei-
träge, gleichzeitig erhöht sich aber die Lauf-
zeit der Rentenzahlungen ganz enorm. Ein
einfaches Maß für die Belastung unter-
schiedlicher Jahrgänge durch das Renten-
system liefert die »implizite Einkommensteu-
er« (vgl. Thum und Weizsäcker 2000): Sie
misst, welchen Anteil seines Lebensein-
kommens ein typischer Vertreter eines Jahr-
gangs dadurch verliert, dass der Barwert der
Rentenbeiträge7 über dem Barwert der Ren-
tenauszahlung liegt. Auch ohne demogra-
phischen Wandel ist diese Steuer in der Regel positiv, weist
aber für alle Generationen ein und denselben Steuersatz
auf.8 In alternden Gesellschaften steigt der implizite Steuer-
satz dagegen in der Regel systematisch an (Fenge und Wer-
ding 2002).

Abbildung 2, die den Verlauf der impliziten Einkommensteuer
für die Geburtsjahrgänge 1937 bis 2000 für beide demogra-
phischen Szenarien verdeutlicht, bestätigt dieses Grundmus-
ter.9 Dabei fällt auf, dass die Jahrgänge bis 1970 vom stärke-
ren Anstieg der Lebenserwartung im Alternativszenario per
saldo profitieren: Von steigenden Rentenbeiträgen sind sie
noch nicht so stark betroffen. Und sie haben auf jeden Fall den
Vorteil einer längeren Rentenbezugsdauer durch die erhöhte
Lebenserwartung, weshalb dieser zweite Effekt dominiert.

Alle Geburtsjahrgänge ab 1971 werden durch die massive
Alterung der Gesellschaft dagegen per saldo belastet, da
hier die Belastung durch steigende Rentenbeiträge im
Vordergrund steht. Für den Geburtsjahrgang 2000 steigt die
implizite Steuerbelastung auf über 22% des Lebensein-
kommens – nochmals gut 3 Prozentpunkte mehr als nach
den früheren Modellrechnungen des ifo Instituts, die in die-
ser Hinsicht auch schon alles andere als günstig ausfallen.
Eine solche Belastung, die zu den direkten und indirekten
Steuern noch hinzutritt, wird sich kaum durchhalten lassen,
selbst wenn man von Fragen der Generationengerechtig-
keit absieht. Damit ist hinreichend klar, dass das deutsche
Rentensystem in seiner gegenwärtigen Form das Szenario
»Trendfortschreibung« nicht verkraften würde.

Lösungsansatz: Eine Formel für das Renten-
eintrittsalter

Ein zukunftstaugliches Rentensystem darf nicht nur unter
günstigen Annahmen finanzierbar bleiben, insbesondere
wenn es um so massive »Risiken« geht wie den Anstieg der
Lebenserwartung im Trend der letzten 160 Jahre – ein An-
stieg, der für sich genommen ja wünschenswert ist. Da nie-
mand sicher weiß, wie sich die Lebenserwartung in den
nächsten Jahrzehnten denn tatsächlich entwickeln wird,
brauchen wir eine Lösung, die sich den Gegebenheiten je-
weils flexibel anpasst und gleichzeitig soviel Planungssi-
cherheit und so wenig politische Willkür wie möglich auf-
weist. Sie sollte überdies zum Sicherungsziel der gesetz-
lichen Rentenversicherung passen, denn sonst droht eine
ineffiziente Konkurrenz zwischen Sozialhilfe und Rente (vgl.
Fenge und Weizsäcker 2001). Außerdem sollte sie eine nach-
vollziehbare, auf breiter Basis zustimmungsfähige Verteilung
der demographischen Lasten vorsehen.

Abb. 2

7 Der jährliche Bundeszuschuss zur Rentenversicherung wird dabei in un-
seren Berechnungen auf alle aktiven Beitragszahler umgelegt. Angesichts
ihres Volumens, das ja seinerseits irgendwie finanziert werden muss, kön-
nen sie hier nicht ignoriert werden. Soweit die tatsächliche Belastung ver-
schiedener Generationen durch den Bundeszuschuss von dieser verein-
fachenden Vorgehensweise abweicht, ergeben sich in Abbildung 2 u.U.
etwas flachere Profile. Die Grundtendenz zunehmender Lasten der Ren-
tenfinanzierung für jüngere Generationen bleibt davon aber unberührt.

8 Das liegt daran, dass die Einführungsgenerationen des Umlagesystems,
z.B. die Nachkriegsrentner oder die ostdeutschen Rentner, viel mehr aus
dem System herausbekommen, als sie eingezahlt haben. Weil das Ren-
tensystem keine wundersame Geldvermehrungsmaschine ist, müssen folg-
lich alle anderen mehr einzahlen, als sie bei einem durchschnittlichen lan-
gen Leben herausbekommen. Das ist ähnlich wie bei einem Kettenbrief:
Wer am Anfang und in der Wachstumsphase dabei ist, bekommt mehr
Briefe als er schreiben muss. Wer später einsteigt, muss mehr Briefe schrei-
ben, als er bekommt.

9 Für genauere Angaben zur Berechnungsweise, v.a. hinsichtlich der stili-
sierten Erwerbs- und Rentenbiographien, die hier zugrunde gelegt sind,
vgl. Thum und Weizsäcker (2000). Abweichend von der dortigen Vorge-
hensweise werden hier – sowohl für Rentner als auch für ihre Hinterblie-
benen – in beiden Szenarien ständig steigende Lebenserwartungen nach
Maßgabe der Annahmen des Statistischen Bundesamtes bzw. der Schät-
zungen von Oeppen und Vaupel (2002) unterstellt.
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Da ein längeres Leben, zumindest im Durchschnitt, auch mit
verbesserter Gesundheit und verlängerter Erwerbskraft ein-
hergeht, ist die aus unserer Sicht schlüssigste Lösung dar-
in zu suchen, das Renteneintrittsalter durch eine Formel an
die Entwicklung der Lebenserwartung zu knüpfen. Steigt
letztere an, würde sich auch die Altersgrenze für den Be-
zug einer Rente ohne Abschläge bei vorzeitigem Zugang er-
höhen. Im Vergleich zu einer starren Altersgrenze würden
sich die Rentenzahlungen entsprechend verringern und
gleichzeitig die Beitragseinnahmen erhöhen.10 Deshalb muss
das Rentenalter auch nicht im selben Ausmaß ansteigen wie
die Lebenserwartung. Damit bleibt der Vorteil eines verlän-
gerten Lebensabends den Versicherten in gewissem Um-
fang erhalten.

Eine einfache Faustformel für die Festlegung des gesetz-
lichen Rentenalters für jeden Geburtsjahrgang könnte dem-
nach so aussehen: Steigt die verbleibende Lebenserwar-
tung eines Zugangsrentners von Kohorte zu Kohorte um
X Monate an – ablesbar an Trendfortschreibungen à la Oep-
pen und Vaupel oder direkt auf der Basis von Vergangen-
heitsdaten –, so wird das Renteneintrittsalter um 1/2 X er-
höht:11 Die Hälfte der zusätzlichen Lebensspanne muss der
Versicherte für eine volle Altersrente weiter arbeiten, die an-
dere Hälfte kann er als Ruheständler genießen. Wenn die
Abschläge für kürzeres Arbeiten versicherungsmathema-
tisch korrekt berechnet werden, kann dies mit einer deut-
lichen Zunahme der individuellen Wahlfreiheit einher gehen.
Gerade wenn man das Renteneintrittsalter insgesamt er-
höht, spricht zum Beispiel viel für einen flexibleren Ausstieg
aus dem Erwerbsleben in Form von Teilzeitrente.

Nach unseren Berechnungen würde bei einer solchen flexi-
blen, aber regelgebundenen Anhebung des Rentenein-
trittsalters der Beitragssatz bis nach 2035 – trotz Steige-
rungen der Lebenserwartung wie im »Trendfortschreibungs«-
Szenario – noch unterhalb der Entwicklung im Referenz-
szenario »Statistisches Bundesamt« liegen (vgl. das Sze-
nario »flexibles Rentenalter« in Abbildung 1). Anschließend
steigt er wegen der andauernden Zunahme des Altenquo-
tienten allerdings weiter an auf rund 26,8% im Jahre 2050.
Das Rentenniveau würde dabei zu keinem Zeitpunkt unter
die in der Rentenreform 2001 angepeilte Untergrenze fal-
len. Im Gegenteil: Da in einem solchen Szenario im Grunde
auch die gängige »Eckrenter«-Definition an die verlängerte
Erwerbsphase angepasst werden müsste, bleibt das Niveau

einer vollwertigen Altersrente dauerhaft im Bereich der heu-
tigen Werte von 70%.

Gemessen am »Trendfortschreibungs«-Szenario kann die
»implizite Einkommensteuer«, die von den Versicherten zu
tragen ist, im Szenario »flexibles Rentenalter« für die jünge-
ren Generationen, konkret ab dem Jahrgang 1976, deut-
lich gesenkt werden. Die demographische Last der Ren-
tenversicherung wird gleichmäßiger über die Generationen
verteilt. Dafür werden die Jahrgänge 1950 bis 1975 in ge-
ringem Umfang höher belastet. Die demographisch bedingte
Last fällt nun allerdings in anderer Form an – durch eine
verlängerte Erwerbsphase mit Beitragspflicht und einen we-
niger langen Rentenbezug. Die jährlich gezahlten Renten
nach Erreichen des Ruhestandsalters sind jedoch deutlich
höher als bei unverändertem Rentenalter. Letztlich hat die
indirekte Rentenniveausenkung durch eine flexible, zeitnah
zum Anwachsen der demographischen Last vollzogene An-
passung des Rentenalters vor allem folgenden Effekt: Die
im Rentensystem versteckte zusätzliche Staatsschuld, die
aus einer ständig steigenden Rentelaufzeit resultieren wür-
de und durch implizite Steuern späterer Beitragszahler ge-
tilgt werden müsste, entsteht gar nicht erst.

Aus rentenpolitischer Sicht wäre die Einführung einer For-
mel für das Renteneintrittsalter demnach ein nächster wich-
tiger Schritt auf dem Weg zu einem demographiefesten,
langfristig finanzierbaren Rentensystem. Dagegen wird bis-
weilen argumentiert, dass wir uns aufgrund der Lage am Ar-
beitsmarkt einen solchen Schritt nicht leisten können. Im
Lichte unserer Ergebnisse ist das umkehrte Argument viel-
leicht doch gewichtiger, nämlich dass wir uns nicht zuletzt
aufgrund der Lage des Rentensystems die gegenwärtige
Lage am Arbeitsmarkt nicht länger leisten können.
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